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A r t i k e l  2 0  
Anerkennung der Zeugnisse

Die Zeugnisse, die im Namen einer Vertragsregierung nach 
dieser Konvention ausgestellt sind, müssen von den anderen 
Vertragsregierungen anerkannt werden; sie müssen ihnen für 
alle durch diese Konvention betroffenen Zwecke die gleiche 
Gültigkeit wie den von ihnen selbst ausgestellten Zeugnissen 
zumessen.

A r t i k e l  2 1  
Kontrolle

(1) Schiffe, die ein nach Artikel 16 oder Artikel 17 aus­
gestelltes Zeugnis besitzen, unterliegen in den Häfen anderer 
Vertragsregierungen der Kontrolle durch ordnungsgemäß 
durch diese Regierungen ermächtigte Bedienstete. Die Ver­
tragsregierungen müssen gewährleisten, daß diese Kontrolle, 
soweit vertretbar und durchführbar, der Bestätigung dient, 
daß sich ein gültiges Zeugnis nach dieser Konvention an Bord 
befindet. Befindet sich ein gültiges Internationales Freibord­
zeugnis (1966) an Bord, muß sich diese Kontrolle darauf be­
schränken, festzustellen, daß:

a) das Schiff nicht über die im Zeugnis festgelegten Gren­
zen hinaus beladen ist;

b) die Lage der Freibordmarke des Schiffes mit dem Zeug­
nis übereinstimmt; und

c) das Schiff in bezug auf die im Absatz 3 a) und b) des 
Artikels 19 genannten Faktoren nicht so wesentlich ver­
ändert worden ist, daß es offensichtlich ungeeignet ist, 
ohne Gefahr für das menschliche Leben in See zu gehen.

Befindet sich ein gültiges Internationales Freibord-Ausnahme­
zeugnis an Bord, muß sich diese Kontrolle darauf beschrän­
ken, festzustellen, daß alle in diesem Zeugnis festgelegten 
Bedingungen erfüllt sind.

(2) Erfolgt diese Kontrolle nach Absatz 1 c) dieses Artikels, 
muß sie nur zu dem Zweck durchgeführt werden, das Auslau­
fen des Schiffes zu verhindern, bevor es ohne Gefahr für die 
Fahrgäste oder die Besatzung in See gehen kann.

(3) Gibt die in diesem Artikel vorgesehene Kontrolle Anlaß 
zum Einschreiten in irgendeiner Art, muß der die Kontrolle 
durchführende Bedienstete unverzüglich schriftlich den Kon­
sul oder den diplomatischen Vertreter des Staates, dessen 
Flagge das Schiff führt, von dieser Entscheidung und allen 
Umständen, die das Einschreiten notwendig erscheinen ließen, 
unterrichten.

A r t i k e l  22 
Vergünstigungen

Die Vergünstigungen dieser Konvention können nur für 
ein Schiff in Anspruch genommen werden, wenn es ein gül­
tiges Zeugnis nach dieser Konvention besitzt.

A r t i k e l  23 
Unfälle

(1) Jede Verwaltung verpflichtet sich, jeden Unfall zu unter­
suchen, der Schiffen zustößt, für die sie verantwortlich ist 
und die den Bestimmungen dieser Konvention unterliegen, 
wenn sie der Ansicht ist, daß diese Untersuchung dazu bei­
tragen kann, eventuell für wünschenswert erachtete Änderun­
gen der Konvention festzustellen.

(2) Jede Vertragsregierung verpflichtet sich, der Organisa­
tion alle einschlägigen Angaben über die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen zuzuleiten. Berichte oder Empfehlungen der 
Organisation, die auf diesen Angaben beruhen, dürfen die 
Identität oder Staatszugehörigkeit der betreffenden Schiffe 
nicht erkennen lassen und ein Schiff oder eine Person in 
keiner Weise mittelbar oder unmittelbar für den Unfall ver­
antwortlich machen.

A r t i k e l  24 
Frühere Verträge und Konventionen

(1) Alle anderen Verträge, Konventionen und Vereinbarun­
gen über Freibordfragen, die gegenwärtig zwischen den an

dieser Konvention beteiligten Regierungen in Kraft sind, 
bleiben während ihrer jeweiligen Geltungsdauer unbeschränkt 
wirksam in bezug auf:

a) Schiffe, auf die diese Konvention nicht angewendet 
wird; und

b) Schiffe, auf die diese Konvention angewendet wird, so­
weit es sich um darin nicht ausdrücklich geregelte An­
gelegenheiten handelt.

(2) Soweit jedoch solche Verträge, Konventionen und Ver­
einbarungen im Widerspruch zu den Bestimmungen dieser 
Konvention stehen, sind die Bestimmungen dieser Konvention 
maßgebend.

A r t i k e l  25
Vereinbarung besonderer Regeln

_ Werden in Übereinstimmung mit dieser Konvention zwi­
schen allen oder einigen Vertragsregierungen besondere 
Regeln vereinbart, müssen diese Regeln der Organisation zur 
Weiterleitung an alle Vertragsregierungen mitgeteilt werden.

•

A r t i k e l  26 
Übermittlung von Unterlagen

(1) Die Vertragsregierungen verpflichten sich, der Organisa­
tion folgendes zu übermitteln und bei ihr zu hinterlegen:

a) eine ausreichende Anzahl von Mustern ihrer nach den 
Bestimmungen dieser Konvention ausgestellten Zeug­
nisse zur Weiterleitung an die Vertragsregierungen;

b) den Wortlaut der Gesetze, Anordnungen, Ausführungs­
bestimmungen und sonstigen Vorschriften, die auf den 
verschiedenen durch diese Konvention betroffenen Ge­
bieten erlassen worden sind; und

c) eine Liste der nichtstaatlichen Stellen, die ermächtigt 
sind, in ihrem Namen in Freibordfragen tätig zu werden, 
zur Weiterleitung an die Vertragsregierungen.

(2) Jede Vertragsregierung verpflichtet sich, jeder anderen 
Vertragsregierung auf Ersuchen ihre Festigkeitsvorschriften 
zur Verfügung zu stellen.

A r t i k e l  27 
Unterzeichnung, Annahme und Beitritt

(1) Diese Konvention liegt drei Monate, vom 5. April 1966 
an gerechnet, zur Unterzeichnung und danach zum Beitritt 
auf. Die Regierungen der Mitgliedstaaten der Vereinten Na­
tionen oder einer ihrer Sonderorganisationen oder der Inter­
nationalen Atomenergie-Organisation oder von vertrag­
schließenden Seiten der Satzung des Internationalen Gerichts­
hofes können vertragschließende Seiten der Konvention 
werden:

a) indem sie sie ohne Vorbehalt der Annahme unterzeich­
nen;

b) indem sie sie vorbehaltlich der Annahme unterzeichnen 
und später annehmen; oder

c) indem sie ihr beitreten.
(2) Die Annahme oder der Beitritt erfolgt durch Hinter­

legung einer Annahme- oder Beitrittsurkunde bei der Orga­
nisation, die allen Regierungen, die die Konvention unter­
zeichnet haben oder ihr beigetreten sind, jede neue Annahme 
und jeden neuen Beitritt sowie den Zeitpunkt der Hinter­
legung der betreffenden Urkunde mitteilt.

A r t i k e l  28
Inkrafttreten

(1) Diese Konvention tritt zwölf Monate nach dem Tag in 
Kraft, an dem mindestens fünfzehn Regierungen von Staaten, 
von denen sieben mindestens je eine Million Bruttoregister­
tonnen Schiffsraum besitzen, sie nach Artikel 27 ohne Vor­
behalt der Annahme unterzeichnet oder Annahme- oder Bei­
trittsurkunden hinterlegt haben.

(2) Für Regierungen, die während der im Absatz -1 dieses 
Artikels genannten zwölf Monate eine Annahme- oder Bei-


